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Drucksache 2407 


Der Bundesminister 

für Arbeit und Sozialordnung Bonn, den 11. Januar 1961 

IV a 8 - 1007/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Nidit erledigte Recbtsstreitigkeiten bei den Sozialge- 
riditen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksadle 2139 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Anfrage wie 
folgt: 

Zu 1. 

Als Anlage übersende ich eine Aufstellung der Rechtsstrei- 
tigkeiten, die bei den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit in 
der jeweiligen Instanz länger als ein Jahr anhängig sind, auf- 
gegliedert nach Ländern. Aus technischen Gründen haben die 
einzelnen Länder den Stand zu verschiedenen Zeiten zwisdien 
dem 1. Oktober und dem 30. November 1960 angegeben. 

Zu 2. 

Folgende Länder haben sich zur Belastung ihrer Gerichte ge- 
äußert: 

Bayern hat ausgeführt, die verhältnismäßig etwas höhere Be- 
lastung als in andern Ländern hänge mit einem vorüberge- 
henden Mangel an geeigneten Nachwuchskräften für die Rich- 
terschaft zusammen. Vom 1. Januar 1961 an könnten aber 
alle haushaltsmäßig eingeplanten 112 Kammern, das sind 16 
Kammern mehr als im Jahr vorher, mit Richtern besetzt wer- 
den, so daß in Kürze eine Besserung eintreten werde. Bei 
den 21 Senaten des Bayerischen Landessozialgerichts würden 
künftig mehr dritte Berichterstatter eingesetzt werden. Damit 
sei die Möglichkeit gegeben, die Rückstände in absehbarer 
Zeit aufzuarbeiten. 

Das Saarland hat mitgeteilt, die hohe Gesamtzahl der anhän- 
gigen Verfahren sei in erster Linie auf die organisatorischen 
Schwierigkeiten zurückzuführen, die mit der Einführung des 
Sozialgerichtsgesetzes im Saarland am 1. Januar 1959 verbunden 
gewesen seien. 
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Versdiiedene Länder haben darauf hingewiesen, daß die lange 
Dauer der Verfahren häufig dadurch verursacht werde, daß 
die Erstattung von ärztlichen Gutachten mehrere Monate, teil- 
weise bis zu einem Jahr oder länger dauere. Es ist bekannt, 
daß insbesondere namhafte Fachärzte in einem solchen Umfang 
mit Gutachten in Anspruch genommen werden, daß sie ent- 
weder die Entgegennahme neuer Aufträge ablehnen oder er- 
klären, daß das Gutachten in besonderen Fällen nicht vor zwei 
Jahren zu erwarten sei. Ähnlich liegen die Verhältnisse bei 
Ersuchen an Universitätskliniken um Erstattung von Gutach- 
ten, die in der Regel eine klinische Beobachtung erfordern. 
Ferner stellen die Kläger nach Erstattung eines für sie ungün- 
stigen Gutaditens vielfach erst in der mündlichen Verhandlung 
den Antrag nach § 109 des Sozialgerichtsgesetzes, ein weiteres 
Gutaditen einzuholen. Etwa notwendige Rechtshilfeersuchen 
im Ausland erfordern eine erhebliche Zeit. Es kommt weiter 
vor, daß Verfahren auf Anregung der Beteiligten ausgesetzt 
werden, weil Vergleichsverhandlungen schweben. Schließlich 
werden Verfahren ausgesetzt, wenn ein Rechtsstreit über ein 
gleichliegendes Problem in einem höheren Rechtszug schwebt 
und es zweckmäßig ist, die Entscheidung des Rechtsmittelge- 
richts abzuwarten. 


In Vertretung 

Claussen 
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Nicht erledigte Reditsstreitigkeiten bei den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit 






Landessozialgericht 

Sozialgerichte 


Bundessozialgericht 

Revisionen 


Nr. 

Land 


Stand vom 

Zahl 

der 

Fälle 

ins- 

davon 
länger 
als ein 
Jahr an- 

V. H. 

Zahl 

der 

Fälle 

insgesamt 

davon 

länger 

als 

ein Jahr 

V, H, 

Blatt 

Stand vom 

1. Oktober 1960 
eingelaufen vor dem 
1. Oktober 1959 

Bemerkungen 





gesamt 

hängig 


anhängig 



Zahl 

V. H. 


1 

Baden-Württemberg 

15. 

November 1960 

4 237 

2 159 

50,96 

28 349 

11 169 

40,00 

24 

128 

11,24 


2 

Bayern 

31. 

Oktober 1960 

20 522 

15671 

(76,36) 

62 627 

18 372 

(29,34) 

34/35 

186 

16,33 


3 

Berlin 

1. 

November 1960 

3 128 

1 432 

45,78 

13 077 

4 986 

38,13 

23 

107 

9,39 


4 

Bremen 

31. 

Oktober 1960 

345 

73 

21,16 

2 992 

1 174 

39,24 

29 

22 

1,93 


5 

Hamburg 

1. 

November 1960 

995 

277 

27,84 

7 207 

2 048 

28,42 

27 

78 

6,85 


6 

Hessen 

1. 

Oktober 1960 

2 653 

1 482 

55,86 

16 432 

5 547 

33,76 

21 

114 

10,01 


7 

Niedersadisen 

30. 

November 1960 

4618 

2 442 

53,88 

26 198 

9 805 

37,42 

33 

117 

10,27 


8 

Nordrhein- 

Westfalen 

15. 

November 1960 

12 860 

7912 

61,52 

63 547 

23 438 

36,88 

30/31 

186 

16,33 


9 

Rheinland-Pfalz 

1. 

November 1960 

4 082 

2 392 

58,60 

(1 120) 

2 476 

22,10 

26 

58 

5,09 


10 

Saarland 

1. 

Dezember 1960 

1 764 

1 617 

91,67 

6310 

2 936 

46,53 

36/37 

-- 

— 


11 

Schleswig-Holstein 

1. 

Oktober 1960 

1 105 

184 

16,64 

(5 074) 

784 

15,45 

22 

143 

12,56 



insgesamt 


56 309 

35 641 

63,33 

232 933 

82 735 

35,52 


1 139 

100 



Die eingeklammerten Zahlen sind auf Grund der Angaben des betreffenden Landes errechnet. 





























